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DIE EIGENE ROLLE IM BETRIEB MITGESTALTEN 
UND AM WIRTSCHAFTSLEBEN TEILNEHMEN
Die Schülerinnen und Schüler verfügen über die Kompetenz, ihre Rolle innerhalb des Betriebs zu gestalten 
und ihre Aufgaben und Rechte im Wirtschaftsleben und in der Gesellschaft verantwortlich wahrzunehmen.

 Das werden Sie hier lernen ... 

› System der dualen Berufsausbildung

› Inhalte des Berufsausbildungsvertrags

› Rechte und P� ichten der Auszubildenden

› Inhalte des Arbeitsvertrags

› Vorschriften und Maßnahmen zum Schutz 
der menschlichen Arbeit

› Abgrenzung der einzelnen Rechts-
quellen

› Unterscheidung zwischen Rechtssubjekten 
und Rechtsobjekten

› Überblick über Rechtsgeschäfte

› Überblick über die Verjährung von Rechts-
ansprüchen

› Regelungen zum Datenschutz und zur 
Datensicherheit

› Grundlagen und Struktur des deutschen 
Steuerrechts

› Hilfeleistung in Steuersachen

› Überblick über die Steuerberatervergütungs-
verordnung

› Maßnahmen zum Umweltschutz

› Planung und Durchführung von Präsenta-
tionen
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1716 1 Menschliche Arbeit im Unternehmen

1  MENSCHLICHE ARBEIT IM 
UNTERNEHMEN

1.1 Berufsausbildung

Die rechtliche Grundlage für die Berufsausbildung in Deutschland 
ist das Berufsbildungsgesetz (BBiG). Es schafft die Rahmen-
bedingungen für die berufliche Bildung und regelt die wesent-
lichen Rechte und Pflichten der Auszubildenden und der Aus-
bildenden. 

Die Berufsausbildung führt mit den folgenden  Zielsetzungen zur beruflichen 
Handlungsfähigkeit (§ 1 BBiG):

› Durchführung einer geordneten Ausbildung

› Vermittlung einer breit angelegten beru� ichen Grundbildung

› Vermittlung der fachlichen Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten, die für 
die beru� iche Tätigkeit notwendig sind

› Erwerb der erforderlichen Berufserfahrung.

Im Unterschied zu einem Arbeitsverhältnis ist bei der Berufsausbildung die Er-
bringung der Arbeitsleistung diesen Zielen untergeordnet.

Damit die Beschäftigten in der Lage sind, sich an die ständig verändernde 
Arbeitswelt mit ihren wechselnden Anforderungen anpassen zu können, sind 
mit der Berufsausbildung berufliche Handlungskompetenzen zu vermitteln:

 
  

 

Steuerbare UmsätzeBeru�iche Handlungskompetenzen

Fachkompetenz

Fähigkeit, Aufgaben und 
Probleme mit berufs-
bezogenem und berufs-
übergreifendem Wissen 
und Können eigenständig 
zu lösen und das Ergebnis 
zu beurteilen.

Beispiele: 
Fachwissen, Kenntnis der 
Fachsprache, IT-Kenntnisse

Selbstkompetenz Sozialkompetenz

Fähigkeit, mit den eigenen 
Fähigkeiten eigenes 
Verhalten zu verstehen, 
zu hinterfragen und zu 
steuern.

Beispiele: 
Verantwortungsbewusstsein, 
Sorgfalt, Stressbewältigung, 
Selbstkritikfähigkeit, Selbst-
entwicklung, Belastbarkeit

Fähigkeit, mit anderen 
Menschen soziale 
Beziehungen zu leben 
und zu gestalten. 

Beispiele: 
Teamfähigkeit, Bereitschaft 
Kon�ikte zu lösen, Empathie, 
Toleranz, Kontaktfreudigkeit, 
Kritikfähigkeit

Jede dieser Kompetenzen beinhaltet weitere Teilkompetenzen:
› Methodenkompetenz: Fähigkeit, Aufgaben effektiv und strukturiert zu bearbeiten.
› Kommunikative Kompetenz: Fähigkeit, mit anderen erfolgreich zu kommunizieren.
› Lernkompetenz: Fähigkeit, Lerntechniken und Lernstrategien zu entwickeln.
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Um die beruflichen Aufgaben während der Ausbildung und 
danach in der Arbeitswelt bewältigen zu können, genügen 
nicht nur die Fachkompetenzen (Hard Skills). Insbesondere 
bei Berufen mit Kontakten zu Kunden und Mandanten sind 
die persönlichen, sozialen und methodischen Kompetenzen 
(Soft Skills) von großer Bedeutung. Erst das Zusammenspiel 
der Hard Skills mit den Soft Skills ermöglicht ein wirksames 
und erfolgreiches berufliches Handeln.

› Überwachung der Berufsausbildung

Die Überwachung der Berufsausbildung übernehmen die für den jewei ligen 
Ausbildungsberuf zuständigen Stellen, z. B. die  Steuerberaterkammer, die 
Industrie- und Handelskammer oder die Handwerkskammer. Diese Stellen 
verfügen über Ausbildungsberater, an die sich Auszubildende und  Ausbildende 
bei Problemen im Zusammenhang mit der Ausbildung wenden können. 

MERKE

Die Auszubildenden haben sich zu bemühen, die beru�  iche Handlungs-
fähigkeit zu erwerben, die zum Erreichen des Ausbildungsziels erforder-
lich ist (§ 11 BBiG).

1.1.1 System der dualen Berufsausbildung

Das Berufsbildungsgesetz (BBiG) legt fest, dass die Berufs-
ausbildung im dualen System erfolgt und somit an zwei 
Lernorten stattfindet (§ 2 BBiG).

 
  

 

Ausbildungsordnung

Ausbildungsbetrieb

Fachpraktische Ausbildung
(betriebliche Berufsaus-
bildung)

Berufsschule

Allgemeinbildende und 
fachtheoretische Ausbildung 
(schulische Berufsausbildung)

Rahmenlehrplan

Lernortkooperation

abgestimmt

mit

MERKE

Ausbildungsbetriebe und Berufsschulen sind in der dualen Ausbildung 
gleichberichtigte Partner und haben einen gemeinsamen Bildungsauftrag.

HARD 
SKILLS

SOFT 
SKILLS

©
 A

qu
ir

 –
 s

to
ck

.a
do

be
.c

om
©

 P
ix

el
ot

 –
 s

to
ck

.a
do

be
.c

om
 

73392_01_1_STIN1_015_174_LF1.indd   1773392_01_1_STIN1_015_174_LF1.indd   17 31.08.23   15:2331.08.23   15:23



1918 1 Menschliche Arbeit im Unternehmen

1.1.1.1 Ausbildungsbetrieb und Berufsschule

Im Ausbildungsbetrieb (Ausbildungsstätte) sollen die Auszubildenden die be-
rufliche Handlungsfähigkeit erlernen und durch praktische Tätigkeiten ein-
üben sowie die erforderlichen Berufserfahrungen erwerben. 

Nach den Vorschriften des BBiG dürfen nur solche Betriebe Auszubildende 
einstellen und ausbilden, die nach Art und Einrichtung für die Berufsausbil-
dung eines bestimmten Ausbildungsberufs geeignet sind. Kann eine Ausbil-
dungsstätte ihre Aufgaben bei der Ausbildung nicht in vollem Umfang er-
füllen, können diese Kompetenzen durch Ausbildungsmaßnahmen außerhalb 
des Betriebs vermittelt werden (§§ 27 ff. BBiG).

Die Berufsschule vermittelt den Auszubildenden im berufsbezogenen Unter-
richt vorwiegend theoretisch die für ihren Ausbildungsberuf erforderlichen 
Fachkompetenzen. Daneben werden allgemeinbildende und berufsübergrei-
fende Inhalte unterrichtet. Der Berufsschulunterricht findet entweder als Teil-
zeitunterricht oder in ein- oder mehrwöchigen Abschnitten als Blockunterricht 
statt.

Beim Teilzeitunterricht besuchen die Auszubildenden einmal oder zweimal in 
der Woche die Berufsschule. Beim Blockunterricht werden die  Auszubildenden 
in zusammenhängenden Zeiträumen in der Berufsschule unterrichtet, z. B. 
mehrere Tage bis zu mehreren  Wochen. Anschließend sind sie bis zur nächsten 
Blockzeit ohne Unterbrechung im Ausbildungsbetrieb.

Die duale Ausbildung erfordert bei der Durchführung der Berufsausbildung eine 
enge Zusammenarbeit zwischen den Ausbildungsbetrieben und der Berufs-
schule. Dies wird durch die Lernortkooperation erreicht (§ 2 Abs. 2 BBiG). Sie 
trägt dazu bei, theoretisches und praktisches Lernen zu verbinden und ermög-
licht, den Überblick über die Lernerfolge und mögliche Schwierigkeiten der 
Auszubildenden zu behalten. Wie diese Zusammenarbeit im Einzelnen aus-
gestaltet wird, obliegt den Ausbildungspartnern.

1.1.1.2 Ausbildungsordnung und Rahmenlehrplan

Die Ausbildungsordnung ist die Grundlage für eine geordnete und einheitliche 
betriebliche Ausbildung und beinhaltet folgende Punkte (§ 5 BBiG):

› Bezeichnung des staatlich anerkannten Ausbildungsberufs

› Ausbildungsdauer (i. d. R. nicht mehr als drei und nicht weniger als zwei Jahre)

› Gegenstand der Berufsausbildung (Ausbildungsberufsbild) 

› Ausbildungsrahmenplan 

› Hinweis zum Ausbildungsplan

› Zeitpunkt und Prüfungsbereiche der Zwischen- und Abschlussprüfung.

BBiG
§ 5

Ausbildungs-
ordnung
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Der Ausbildungsrahmenplan als Teil der Ausbildungsordnung ist nach 
Berufsbildpositionen gegliedert und regelt, in welchen Zeitabschnitten
der Ausbildung und in welchem zeitlichen Umfang die beruflichen 
Fertigkeiten, Kenntnisse und Fähigkeiten den Auszubildenden  während 
ihrer Ausbildung vermittelt werden müssen. Entsprechend dem BBiG 
ist dabei insbesondere die technologische und digitale Entwicklung zu 
beachten.

Auf der Grundlage des Ausbildungsrahmenplans erstellt der Ausbildungs betrieb 
individuell für jeden Auszubildenden einen betrieblichen Ausbildungsplan. 
Er beschreibt zeitlich und sachlich gegliedert den tatsächlichen Ablauf der be-
trieblichen Ausbildung. Dabei werden die speziellen Gegebenheiten des Aus-
bildungsbetriebs und die persönlichen Voraussetzungen des Auszubildenden 
berücksichtigt. Der individuelle Ausbildungsplan ist Bestandteil des Berufs-
ausbildungsvertrags.

Der Rahmenlehrplan für den berufsbezogenen Unterricht beschreibt die mit 
der Ausbildungsordnung abgestimmten Ziele und Inhalte für die schulische 
Berufsausbildung. Er ist nach Lernfeldern gegliedert, die sich an den Auf gaben 
eines Ausbildungsberufs und an den betrieblichen Prozessen  orientieren und 
die auf die einzelnen Ausbildungsjahre verteilt sind.

Die folgende Übersicht zeigt die Inhalte des Ausbildungsrahmenplans und 
des Rahmenlehrplans für den Ausbildungsberuf Steuerfachangestellter und 
Steuerfachangestellte:

Ausbildungsrahmenplan für Steuerfachangestellte (Auszug)

Abschnitt A: berufspro� lgebende Fertigkeiten,
Kenntnisse und Fähigkeiten

Lfd.
Nr.

Berufsbildpositionen

1 Arbeitsprozesse organisieren

2 Buchführungen und Aufzeichnungen erstellen und 
auswerten

3 Entgeltabrechnungen durchführen

4 Jahresschlüsse vorbereiten und erstellen sowie Ein-
nahmenüberschussrechnungen erstellen

5 Die Beratung von Mandantinnen und Mandanten 
in betriebswirtschaftlichen Angelegenheiten vor-
bereiten und unterstützen

6 Verwaltungsakte prüfen und Rechtsbehelfe vorbereiten

7 Steuererklärungen erstellen sowie steuerliche An-
träge vorbereiten und übermitteln

8 Mit internen und externen Ansprechpartnerinnen und 
Ansprechpartnern kommunizieren und kooperieren

Abschnitt B: integrativ zu 
vermittelnde Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten

Lfd.
Nr.

Berufsbildpositionen

1 Organisation des Ausbildungs-
betriebs, Berufsbildung sowie 
Arbeits- und Tarifrecht

2 Sicherheit und Gesundheit bei 
der Arbeit

3 Umweltschutz und Nachhaltig-
keit

4 Digitalisierte Arbeitswelt

5 Digitale Geschäftsprozesse 
umsetzen

6 Verschwiegenheitsp� ichten 
und berufsrechtliche Vorgaben 
erkennen und einhalten

 
  

Ausbildungsordnung

Ausbildungs-
rahmenplan

Ausbildungsplan
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2120 1 Menschliche Arbeit im Unternehmen

Rahmenlehrplan für Steuerfachangestellte (Auszug)

Übersicht über die Lernfelder 

Nr. Lernfelder

1 Die eigene Rolle im Betrieb mitgestalten und am Wirtschaftsleben teilnehmen

2 Buchführungsarbeiten durchführen

3 Umsatzsteuerrechtliche Sachverhalte bearbeiten

4 Einkommensteuererklärungen von Beschäftigten erstellen

5 Arbeitsentgelte berechnen und buchen

6 Grenzüberschreitende Sachverhalte und Sonderfälle umsatzsteuerrechtlich bearbeiten und erfassen

7 Beschaffung und Verkauf von Anlagevermögen erfassen

8 Gewinneinkünfte und weitere Überschusseinkünfte ermitteln

9 Körperschaftsteuer und Gewerbesteuer ermitteln

10 Jahresabschlüsse erstellen und auswerten

11 Verwaltungsakte prüfen, Rechtsbehelfe und Anträge vorbereiten

12 Beratung von Mandantinnen und Mandanten im Team mitgestalten

MERKE

Die Inhalte der Berufsausbildung werden durch den Ausbildungsrahmen-
plan und den Rahmenlehrplan verbindlich vorgegeben.

1.1.2 Berufsausbildungsvertrag

Vor Beginn einer Berufsausbildung muss zwischen dem Ausbilden-
den (Ausbildungsbetrieb) und dem Auszubildenden ein schriftlicher 
Berufsausbildungsvertrag geschlossen werden (§ 10 Abs. 1 BBiG). 
Die Niederschrift mit dem Inhalt des Vertrags ist vom Ausbildenden, 
dem Auszubildenden und bei Minderjährigen auch vom gesetz lichen 
Vertreter zu unterzeichnen (§ 11 BBiG). 

 
  

 

Ausbildender

Steuerberaterkammer
(bei Auszubildenden als Steuerfachangestellte)

Auszubildender

Einreichung

Berufsausbildungsvertrag

©
 S

to
ck

fo
to

s-
M

G
 –

 s
to

ck
.a

do
be

.c
om

73392_01_1_STIN1_015_174_LF1.indd   2073392_01_1_STIN1_015_174_LF1.indd   20 31.08.23   15:2331.08.23   15:23



2120 1.1 Berufsausbildung

L
E

R
N

F
E

L
D

 1

Für Auszubildende als Steuerfachangestellte genehmigt die Steuerberater-
kammer des jeweiligen Bundeslands den Ausbildungsvertrag nach inhaltlicher 
Prüfung und trägt ihn in das Berufsausbildungsverzeichnis ein. 

Die Steuerberaterkammern bieten alternativ zur Papierform den  elektronischen 
Berufsausbildungsvertrag an, der nach dem Ausfüllen ausgedruckt und von 
den Vertragspartnern unterschrieben an die Kammer zu schicken ist.

EXKURS

Berufsausbildungsverträge mit ausländischen Jugendlichen

Ausländische Jugendliche benötigen für die Berufsausbildung eine Arbeits-
erlaubnis, die spätestens bei Beginn der Ausbildung vorliegen muss. Für 
Angehörige aus einem Mitgliedstaat der Europäischen Union (EU) ist dies 
nicht erforderlich.

1.1.2.1 Inhalt von Berufsausbildungsverträgen

Nach den Vorschriften des BBiG muss die Niederschrift zum Berufsausbil-
dungsvertrag folgende Mindestangaben enthalten:

Mindestinhalte des Berufsausbildungsvertrags (§ 11 Abs. 1 BBiG)

› Name und Anschrift der Vertragspartner

› Ausbildungsberuf und Ziel der Berufsausbildung 

› Sachliche und zeitliche Gliederung der Berufsausbildung (Ausbildungsplan)

› Beginn und Dauer der Berufsausbildung 

›  Ausbildungsmaßnahmen außerhalb der Ausbildungsstätte (z. B. Seminar der Steuerbe-
raterkammer zum richtigen Umgang mit Mandanten)

› Dauer der täglichen Arbeitszeit

› Dauer der Probezeit 

› Höhe der Ausbildungsvergütung und Zahlungszeitpunkt 

› Dauer des Urlaubs (richtet sich nach den gesetzlichen und tari� ichen Bestimmungen)

›  Voraussetzungen, unter denen das Berufsausbildungsverhältnis gekündigt werden kann

›  Allgemeine Hinweise auf Tarifverträge, Betriebs- oder Dienstvereinbarungen, die für 
das Berufsausbildungsverhältnis gelten

› Festlegung der Form des Ausbildungsnachweises (schriftlich oder elektronisch)

Sollten unzulässige Inhalte in den Ausbildungsvertrag aufgenommen werden, 
sind diese nichtig, z. B. die Verpflichtung zum Verbleib nach der Ausbildung, 
die Zahlung einer Ausbildungsentschädigung, Schadensersatzforderungen des 
Ausbildungsbetriebs, Pflicht für regelmäßige Überstunden (§ 12 BBiG).
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2322 1 Menschliche Arbeit im Unternehmen

MERKE

Das Berufsausbildungsverhältnis beginnt mit der Probezeit. Sie muss 
mindestens einen Monat und darf höchstens vier Monate betragen (§ 20 
BBiG).

1.1.2.2 Rechte und P� ichten der Vertragspartner

Der Berufsausbildungsvertrag bringt für die Auszubildenden und Ausbildenden
gegenseitige Rechte und Pflichten: 

P� ichten des Auszubildenden
(sind gleichzeitig Rechte des 
Ausbildenden)

P� ichten des Ausbildenden
(sind gleichzeitig Rechte des 
Auszubildenden)

› Lernp� icht
Sich um den erfolgreichen Abschluss 
der Ausbildung bemühen und an 
Ausbildungsveranstaltungen teil-
nehmen.

› Ausbildungsp� icht
Für einen erfolgreichen Ausbildungs-
abschluss alle notwenigen Fertigkeiten, 
Kenntnisse und Fähigkeiten gemäß 
Ausbildungsordnung vermitteln. 

› Befolgung von Weisungen
Die Weisungen des Ausbildenden 
im Rahmen der Berufsausbildung 
befolgen.

› Vergütungsp� icht
Die tari� ich oder vertraglich vereinbarte 
Ausbildungsvergütung zahlen. Sie muss 
mit fortschreitender Berufsausbildung, 
mindestens jährlich, ansteigen.

› Sorgfaltsp� icht
Die Arbeitsaufträge sorgfältig ausführen, 
damit anderen Personen und Sachen 
keine Schäden drohen bzw. entstehen.

› Freistellung für die Berufsschule
Freistellung für den Berufsschulunter-
richt und für Ausbildungsmaßnahmen.

› Verschwiegenheitsp� icht
Über Betriebs- und Geschäftsgeheim-
nisse während der Ausbildungszeit und 
darüber hinaus ist Stillschweigen zu 
bewahren (siehe Kap. 1.2.3).

› Anmeldung und Freistellung für 
Prüfungen
Zur Zwischen- und Abschlussprüfung 
anmelden und für die Prüfungen frei-
stellen.

› Führen des Ausbildungsnachweises
Ein schriftliches oder elektronisches Be-
richtsheft führen, das regelmäßig beim 
Ausbildenden vorgelegt werden muss.
Diese Tätigkeit darf am Arbeitsplatz 
erfolgen.

› Kontrolle der Ausbildungsnachweise
Ausbildungsnachweise regelmäßig und 
zeitnah kontrollieren.

› Besuch der Berufsschule 
Regelmäßig am Unterricht in der 
Berufsschule bzw. an vereinbarten 
Ausbildungsmaßnahmen teilnehmen 
(sofern die Ausbildung vor dem 
21. Lebensjahr begonnen wurde).

› Zeugnisp� icht
Ausstellung eines schriftlichen Zeugnis-
ses am Ende der Ausbildungszeit.
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1.1.2.3 Beendigung von Berufsausbildungsverhältnissen

Es gibt unterschiedliche Gründe, warum ein Ausbildungsverhältnis vor dem 
vertraglich vereinbarten Datum enden kann.

 
 

 
 

Kündigung während 
der Probezeit

Beendigung des
Ausbildungsverhältnisses

Kündigung vor
Ausbildungsbeginn

Kündigung nach 
Ablauf der Probezeit

Einvernehmliche
Au�ösung durch

Aufhebungsvertrag

Ablauf der Ausbildungs-
zeit bzw. bestandene 

Abschlussprüfung

› Kündigung vor Ausbildungsbeginn

Ein Berufsausbildungsvertrag vor Beginn der Berufsausbildung kann von 
beiden Vertragspartnern grundsätzlich ohne Einhaltung einer Kündigungs-
frist gekündigt werden, sofern sie keine abweichende Regelung vereinbart 
haben, z. B. der Auszubildende tritt bei Ausbildungsbeginn die Ausbildungs-
stelle nicht an. Die Kündigung muss nicht schriftlich erfolgen.

› Kündigung während der Probezeit

Während der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis von 
beiden Seiten jederzeit fristlos ohne Angabe von Gründen ge-
kündigt werden (§ 22 Abs. 1 BBiG). Die Kündigung muss dem 
Kündigungsempfänger vor Ende der Probezeit zugegangen sein. 
Die Kündigung muss schriftlich erfolgen.

› Kündigung nach Ablauf der Probezeit

Nach Ablauf der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis von beiden  Seiten
nur aus einem wichtigen Grund ohne Einhaltung einer Kündigungsfrist 
gekündigt werden. Die Kündigung muss schriftlich erfolgen. Ein wichtiger 
Grund liegt vor, wenn die Fortsetzung des Ausbildungsverhältnisses bis zum 
Ablauf der Ausbildungszeit entweder dem Ausbildenden oder dem Auszu-
bildenden nicht zuzumuten ist, z. B. der Ausbildende droht dem Auszubil-
denden Gewalt an, der Auszubildende täuscht nachweislich Arbeitsunfähig-
keit vor, der Auszubildende verstößt grob gegen die Schweigepflicht. Bei 
einer Kündigung durch den Ausbildungsbetrieb sollte vorher das Verhalten 
des Auszubildenden durch eine schriftliche Abmahnung gerügt worden sein.

Der Auszubildende kann mit einer Kündigungsfrist von vier Wochen das 
Ausbildungsverhältnis unter Angabe des Grunds beenden, wenn er die Be-
rufsausbildung aufgeben oder eine Ausbildung in einem anderen Beruf an-
treten möchte (§ 22 Abs. 2 Ziff. 2 BBiG). Die Kündigung muss schriftlich
erfolgen.
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2524 1 Menschliche Arbeit im Unternehmen

› Beendigung durch einvernehmliche Au� ösung 

Nach Ablauf der Probezeit kann das Ausbildungsverhältnis vorzeitig durch 
einen schriftlichen Aufhebungsvertrag zwischen dem Ausbildungsbetrieb 
und dem Auszubildenden einvernehmlich beendet werden. Im Aufhebungs-
vertrag müssen keine Gründe für die Auflösung des Ausbildungsverhält-
nisses angegeben werden. Da eine Kündigungsfrist nicht vereinbart werden 
muss, ist auch eine Auflösung mit sofortiger Wirkung möglich.

BEISPIEL

Dem Auszubildenden Gerd Jehle droht wegen schwerer P� ichtverlet-
zung im Ausbildungsbetrieb eine fristlose Kündigung. Stattdessen kann 
ein Aufhebungsvertrag für ihn sinnvoller sein, da eine Aufhebung in sei-
nem Lebenslauf besser wirkt als die fristlose Kündigung.

› Beendigung durch Zeitablauf bzw. mit bestandener Abschlussprüfung  

Das Ausbildungsverhältnis endet grundsätzlich 
mit dem Ablauf der Ausbildungszeit. Legt der 
Auszubildende vorher die Abschlussprüfung 
ab, endet das Ausbildungsverhältnis mit der 
Bekanntgabe des Prüfungsergebnisses durch 
den Prüfungsausschuss (§ 21 Abs. 2 BBiG). 

Besteht der Auszubildende die Abschlussprüfung nicht, verlängert sich das 
Ausbildungsverhältnis auf sein Verlangen bis zur nächstmöglichen Wieder-
holungsprüfung, höchstens jedoch um ein Jahr (§ 21 Abs. 3 BBiG).

BEISPIELE

›  Der Ausbildungsvertrag von Saira Mandal endet am 31.07. dieses 
 Jahres. Den letzten Teil der Abschlussprüfung legt sie am 17.06. ab. 
Am  selben Tag teilt ihr der zuständige Prüfungsausschuss mit, dass 
sie die Prüfung zur Steuerfachangestellten bestanden hat. Ihr Ausbil-
dungsverhältnis endet damit am 17.06.

›  Tim Weiß, dessen Ausbildungsvertrag am 31.07. dieses Jahres endet, 
nimmt auch am 17.06. an der Abschlussprüfung teil. An diesem Tag teilt 
ihm der Prüfungsausschuss mit, dass er die Prüfung zum Steuerfachan-
gestellten nicht bestanden hat. Er kann jetzt die Verlängerung des Aus-
bildungsverhältnisse bis zur nächsten Prüfung im Winter dieses Jahres 
beantragen. Besteht er auch diese Prüfung nicht, wäre eine weitere Ver-
längerung bis zur Sommerprüfung im darauffolgenden Jahr möglich.

› Der Ausbildungsvertrag von Mila Asker endet am 31.07. dieses  Jahres. 
Am 29.07. legt sie den letzten Teil der Abschlussprüfung ab. Am 02.08. 
teilt ihr der zuständige Prüfungsausschuss mit, dass sie die Abschluss-
prüfung bestanden hat. In diesem Fall endet das Ausbildungsverhältnis 
zum vereinbarten Termin am 31.07.
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175

BUCHFÜHRUNGSARBEITEN DURCHFÜHREN

Die Schülerinnen und Schüler verfügen über die Kompetenz, Buchführungsarbeiten der Mandantinnen 
und Mandanten durchzuführen.

 Das werden Sie hier lernen ... 

› Aufgaben des betrieblichen 
Rechnungswesens

› Finanzbuchführung als Teilbereich 
des Rechnungswesens

› Das Prinzip der doppelten Buchführung

› Buchführungsp� ichten

› Grundsätze ordnungsgemäßer Buchführung

› Aufbewahrungsp� ichten

› Inventur, Inventar, Bilanz

› Das System der doppelten Buchführung

› Kontenrahmen und Kontenplan

› Bestandskonten und Erfolgskonten

› System der Umsatzsteuer

› Buchen auf Warenkonten

› Rücksendungen, Gutschriften 
und Preisnachlässe

› Privatentnahmen, Privateinlagen
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177176 1 Sich einen Überblick über die Grundlagen des betrieblichen Rechnungs wesens verschaffen

1  SICH EINEN ÜBERBLICK ÜBER 
DIE GRUNDLAGEN DES 
BETRIEBLICHEN RECHNUNGS -
WESENS VERSCHAFFEN

Im Gegensatz zu analogen Ordnungssystemen, die früher  ganze 
Regale bzw. Räume füllen konnten, ist das  heutige betriebliche 
Rechnungswesen ein weitestgehend digitalisiertes dynamisches 
Informationssystem, sowohl was die zugrundeliegenden Unter-
lagen als auch die Abläufe betrifft. Informationen werden digital 
erfasst, weiterverarbeitet, gespeichert und ausgegeben. 

Dies führt zu einer Reduktion von Zeit,  Papier 
und Geld, so stellen z. B. Mandanten ihre Unter-
lagen digital dem Steuerberater zur Verfügung. 
Diese werden dann über EDV-gestützte  Systeme 
(wie z. B. DATEV, Edison) weiterver arbeitet und 
anschließend in Form einer Steuer erklärung 
beleglos an das Finanzamt übermittelt.

1.1 Das betriebliche Rechnungswesen

1.1.1 Teilbereiche des betrieblichen Rechnungswesens

Das moderne Rechnungswesen hat seinen Ursprung im Buchführungserlass 
aus dem Jahre 1937 und umfasst die folgenden vier Teilbereiche:

Teilbereiche des betrieblichen Rechnungswesens

Kosten-LeistungsrechnungFinanzbuchführung

Statistik

Planung
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Die Finanzbuchführung ist ein Instrument des externen Rechnungs wesens
(Rechnungskreis I) und erfasst planmäßig, lückenlos und ordnungs-
gemäß alle unternehmerischen Veränderungen der Vermögenswerte und 
Schulden (Geschäftsvorfälle) mithilfe von Belegen für eine  bestimmte Ab-
rechnungsperiode. Sie berücksichtigt zahlreiche gesetz liche Bestimmun-
gen und Vorschriften, insbesondere um  Adressaten außer halb des Unter-
nehmens eine verlässliche und vergleichbare Informationsgrund lage zu 
bieten. Als Ergebnis mündet die Finanzbuchführung im Jahres abschluss, 
welcher die Vermögens-, Finanz- und Ertragslage des Unternehmens 
übersichtlich darstellt. Die zentralen Elemente der Finanzbuchführung sind die 
Bilanz und die Gewinn- und Verlustrechnung. Sie dient sowohl der externen als 
auch der internen Informationsbereitstellung.

Die Kosten-Leistungsrechnung (KLR) als Instrument des internen Rechnungs-
wesens (Rechnungskreis II) bezieht sich im Gegensatz zur Finanzbuchführung 
auf innerbetriebliche Kosten und Leistungen. Die KLR ist nicht an gesetzliche 
Vorschriften gebunden und fokussiert den reinen Betriebszweck einer Unter-
nehmung. Sie erfasst die Kosten und Leistungen des unternehmerischen Kern-
geschäfts zur Ermittlung des Betriebsergebnisses und dient der internen Infor-
mationsbereitstellung z. B. für die Ermittlung von Angebotspreisen. 

Im Rahmen der Statistik werden die Ergebnisse der Finanzbuchführung und 
der Kosten-Leistungsrechnung anschaulich aufbereitet, z. B. in Form von Ta-
bellen und Diagrammen. Sie dienen der betrieblichen Überwachung des Ge-
schäftsbetriebes. Es handelt sich um eine Vergleichsrechnung. Sie bildet sowohl 
Beziehungen im Zeitvergleich als auch im Betriebsvergleich/Benchmarking ab. 

Die Planung bzw. die Planungsrechnung berücksichtigt zukünftige Entwick-
lungen auf Basis der bereitgestellten Daten und entwickelt daraus mittel- und 
langfristige Prognosen für das Unternehmen. Die Planungsrechnung ist eine 
Vorschaurechnung.

Das betriebliche Rechnungswesen ist ein prozessorientiertes 
 Informationssystem zur Erfassung, Verarbeitung,  Überwachung, 
Auswertung und Ausgabe objektiv überprüfbarer  Informationen 
eines Unternehmens und verfolgt vielfältige Aufgaben. Des 
Weiteren können die einzelnen Teilbereiche des Rechnungswesens anhand 
ausgewählter Kriterien abgegrenzt werden.

1.1.2  Aufgaben und Kriterien der einzelnen Bereiche des 
betrieblichen Rechnungswesens

Das Zahlenmaterial der Finanzbuchhaltung bildet die Basis für alle anderen 
Bereiche des betrieblichen Rechnungswesens. Die Finanzbuchführung als 
 externes Rechnungswesen unterliegt vielfältigen Rechts- und  Formvorschriften, 
wohingegen das Zahlenmaterial der anderen Teilbereiche von einem Unter-
nehmen freiwillig erhoben wird. 

Adressaten des externen 
Rechnungswesens: z. B. 
staatliche Institutionen 
(Finanzamt), Eigenkapital-
geber und Gläubiger 
(Lieferanten, Banken). 

Adressaten des internen 
Rechnungswesens: z. B. 
die Geschäftsführung, 
und Abteilungsleitungen.
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179178 1 Sich einen Überblick über die Grundlagen des betrieblichen Rechnungs wesens verschaffen

Finanzbuchhaltung Kosten-Leistungs-
rechnung

Statistik Planung

Aufgaben

›  Ermittlung des 
Unternehmens-
ergebnisses

›  Lückenlose, 
systematische 
Erfassung aller 
Geschäftsvorfälle 
der Unternehmung

›  Selbstinformation 
des Unternehmers 
z. B. über:
› Vermögen und 

Schulden und 
deren Veränderung

›  Gewinn bzw. 
Verlust

› Rechenschaftslegung

›  Grundlage für 
Besteuerungszwecke

› Beweismittel

› Gläubigerschutz 

›  Ermittlung des 
Betriebsergebnisses

›  Erfassung von 
Geschäftsvorfällen, 
die dem reinen 
Betriebszweck dienen

›  Kostenartenrechnung: 
Welche Kosten sind 
im Unternehmen 
angefallen?

›  Kostenstellen-
rechnung: Wo sind 
diese Kosten im 
Unternehmen 
angefallen?

› Kostenträgerrech-
nung: Wofür sind 
diese Kosten 
angefallen?

›  Kostenträger-
zeitrechnung

›  Kostenträger-
stückrechnung

›  Auswertung, 
Auf bereitung und 
Visualisierung z. B. 
in Form von 
Diagrammen des 
Zahlenmaterials aus 
der Finanzbuchhaltung 
und der Kostenleis-
tungsrechnung; 
Ziel: Überwachung 
und Kontrolle betrieb-
licher Abläufe

›  Basis für weitere 
betriebliche Entschei-
dungen

›  Abschätzung 
zukünftiger Entwick-
lung aufgrund der 
Daten aus der 
Finanzbuchhaltung, 
der Kosten-Leistungs-
rechnung und der 
Statistik zur Optimie-
rung der betrieblichen 
Abläufe und 
Entscheidungen

Kriterien

›  Beachtung gesetz-
licher Grundlagen 
und Vorschriften

›  Basis für alle anderen 
Bereiche des 
betrieblichen 
Rechnungswesens

›  Keinerlei gesetzliche 
Grundlagen und 
Vorschriften 
(freiwillig)

›  Betriebsinterne 
Rechnung

›  Keinerlei gesetzliche 
Grundlagen und 
Vorschriften 
(freiwillig)

›  Ermöglichung von 
Vergleichs- und 
Entwicklungs-
auswertungen

›  Keinerlei gesetzliche 
Grundlagen und 
Vorschriften 
(freiwillig)

›  Prognose zukünftiger 
Entwicklungen

1.2  Die Finanzbuchführung als Teilbereich des 
Rechnungswesens

1.2.1 Finanzbuchführung allgemein

Die Finanzbuchführung – auch Finanzbuchhaltung, Buchhaltung oder  externes 
Rechnungswesen genannt – bildet die Basis für alle anderen Teilbereiche des 
betrieblichen Rechnungswesens. Im Rahmen der Finanzbuchhaltung  werden 
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alle Geschäftsvorfälle eines Unternehmens lückenlos, systematisch und chrono-
logisch erfasst. Das Wirtschaftsjahr ist der zentrale Zeitrahmen in der Finanz-
buchhaltung. Am Anfang eines Wirtschaftsjahres wird eine Eröffnungsbilanz
erstellt und am Ende desselben die Schlussbilanz. Hauptaufgabe ist die Ermitt-
lung des Unternehmenserfolgs (Gewinn oder Verlust). 

Ausgehend vom Zahlenmaterial der Finanzbuchhaltung können dann die 
anderen Teilbereiche des Rechnungswesens auf diese Zahlen- bzw. Informa-
tionsbasis zugreifen, um ihre Aufgaben erfüllen zu können. 

1.2.2 Finanzbuchführung als Prozess 

Die Finanzbuchführung erfasst, verarbeitet, über-
wacht und wertet alle Geschäftsvorfälle eines 
Unternehmens aus. Dieser Prozess umfasst das 
komplette Unternehmensgeschehen unter Berück-
sichtigung notwendiger gesetzlicher Vorschriften 
wie z. B. das HGB oder die Steuergesetze.

Es werden alle Geschäftsvorfälle des Unternehmens erfasst, indem die  Belege ge-
sichtet, hinsichtlich ihrer gesetzlichen Vorgaben überprüft und anschließend durch 
Buchung EDV-gestützt digitalisiert werden. Im Rahmen der  Finanzbuchführung 
werden verschiedene Kennzahlen wie z. B. Liquiditätsgrade oder Rentabilitäts-
kennziffern ermittelt. Kernaufgabe dieser EDV-gestützten  Verarbeitung ist die 
Feststellung des Vermögens sowie der Schulden und die Ermittlung des Erfolgs 
(Gewinn oder Verlust) eines Unternehmens, sie sind die Basis für die Besteue-
rungsgrundlage:

› Sichtung der 
Belege

› Kontierung – 
Bildung des 
Buchungs-
satzes

› ...

Erfassung

Speicherung

› Erfassung 
edv-gestützt – 
Buchung

› ...

Verarbeitung › Ermittlung 
aktueller 
Kennzahlen 
bzw. Größen:

 › z. B. Liquidi-
 tätsgrade, 
 Rentabilitäten

› ...

Überwachung

Speicherung

› Vormonats- 
bzw. Vorjahres-
vergleiche

› Planung – 
Sollzahlen

› ...

Auswertung

Speicherung

› Ausfertigung des 
Jahresabschlusses 
für den 
Mandanten

› Übermittlung 
der Daten an 
das Finanzamt

› ...

Ausgabe

Speicherung

Im Anschluss können aktuelle Kennzahlen mit denen des Vormonats bzw. 
Vorjahres oder im Rahmen von Branchenvergleichen gegenübergestellt und 
kontrolliert werden. Abweichungen bzw. Veränderungen werden erkannt und 
 können analysiert werden.
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181180 1 Sich einen Überblick über die Grundlagen des betrieblichen Rechnungs wesens verschaffen

Der Informationsgehalt der erfassten und herausgegebenen Daten ist  abhängig 
von den verschiedenen Adressaten und verfolgt vielfältige Aufgaben bzw. 
 Informationspflichten. So dient das Zahlenmaterial der Finanzbuchführung z. B. 

› dem Unternehmen als Selbstinformation über den Unternehmenserfolg

› dem Finanzamt als Grundlage für die Besteuerung

› den Lieferanten – als Gläubiger – zur Information über die Liquidität des 
Unter nehmens

› den Gesellschaftern – als Gläubiger – als Rechenschaftslegung über die Ren-
tabilität ihres eingesetzten Kapitals

Dieser Prozesscharakter der Finanzbuchführung lässt sich in kleine  Teilprozesse 
untergliedern, die in Summe das Unternehmensergebnis ausweisen.

Mögliche Teilprozesse im Rahmen der Finanzbuchführung sind z. B. die Er-
fassung der Eingangsrechnungen bzw. Ausgangsrechnungen, Erstellung von 
Lohn- und Gehaltsabrechnungen.

1.2.3 Kommunikation im Betrieb

Die Prozessoptimierung im Rechnungswesen – vor allem in der 
Finanzbuchhaltung – erfordert nicht nur eine hohe Fachkom-
petenz, sondern auch Fähigkeiten in jeglichen Bereichen der
betrieblichen Kommunikation. Kommunikation umfasst nicht nur 
die gesprochene Sprache, sondern beinhaltet auch die Verhal-
tenskomponente. Sozialkompetenz umfasst sowohl den Umgang 
im Team untereinander als auch den Umgang mit Mandanten. 

Dies erfordert das Wissen über betriebliche Kommunikationsregeln und die 
Nutzung von Fachvokabular – auch in einer Fremdsprache, um Missverständ-
nisse zu vermeiden. Die Darstellung von erforderlichem Fachvokabular erfolgt 
im Rahmen des Glossars. 

Das von Friedemann Schulz von Thun entwickelte 4-Seiten-Modell beschreibt, 
dass jede Nachricht verschiedene Ebenen enthält. Je nachdem, wie gesprochen 
wird und auf welcher Ebene Informationen aufgenommen werden, gelingt 
Kommunikation oder es entstehen Missverständnisse. Die verschiedenen Ebenen
enthalten jeweils eine Botschaft, die bei der Kommunikation gesendet wird:

Nachricht

Selbstkundgabe:
Was gibt der Sender 

von sich preis?

EmpfängerSender

Sachinhalt:
Welche Informationen bzw. 
Fakten werden gesendet?

Beziehungsebene:
Welches Verhältnis besteht 

zwischen Sender und Empfänger?

Appell:
Was will der Sender 

vom Empfänger?
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BEISPIEL

Der Mitarbeiter einer Steuerkanzlei teilt einem Mandanten mit, dass noch 
Belege der laufenden Finanzbuchhaltung fehlen. 

Lösung:

Der Mitarbeiter könnte meinen:

Sachebene: Es fehlen noch Belege für die Erfassung der laufenden Buch-
haltung.

Selbstkundgabe: Wir brauchen diese Belege dringend, aber ich helfe Ihnen 
gerne bei Fragen.

Beziehungsebene: Toll, dass Sie sich um die fehlenden Belege kümmern 
und mir zukommen lassen. Wie kann ich Ihnen noch dabei helfen?

Appell: Bitte setzen Sie schnellstmöglich alles daran, sich um die fehlenden 
Belege zu kümmern.

Der Mandant könnte verstehen:

Sachebene: Es fehlen noch Belege für die Erfassung der laufenden Buch-
haltung.

Selbstkundgabe: Wir brauchen diese Belege dringend. Warum liegen uns 
die Belege noch nicht vor?

Beziehungsebene: Sie wissen doch, dass ich immer alle Belege für die lau-
fende Buchhaltung benötige.

Appell: Bitte setzen Sie schnellstmöglich alles daran, sich um die fehlenden 
Belege zu kümmern.

Mit Hilfe dieses 4-Seiten-Modells nach Friedemann Schulz von Thun kann 
Kommunikation besser gesteuert, hinterfragt und auch künftig klarer  ausgedrückt 
werden.

Zusätzlich können folgende Regeln zu einem besseren Gelingen der Kommu-
nikation beitragen:

klare und verständliche Informationen: 

› Empfängergerechter Einsatz von Fachbegriffen, um Missverständnisse zu 
vermeiden.

schriftliche Kommunikation:

› Kommunikation ohne Gestik und Mimik kann schnell missverstanden wer-
den. Deshalb sind klare und eindeutige Formulierungen wichtig.

Feedback:

› Bei Missverständnissen sollte offen über mögliche Fehler in der 
 Kommunikation gesprochen werden.
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1.2.4 Prinzip der Doppik und Bücher der Finanzbuchführung

Die Finanzbuchführung folgt dem Prinzip der Doppik. Der Begriff der  Doppik 
ist eine Abkürzung und bedeutet doppelte Buchführung in Konten. Die Finanz-
buchführung wird als doppelt bezeichnet, da die Ermittlung des Unternehmens-
erfolges sowohl durch die Bilanz als auch durch die Gewinn- und Verlustrech-
nung ermöglicht wird. Auch ist die Finanzbuchführung in technischem Sinne als 
doppelt zu verstehen, da jeder Geschäftsvorfall im Soll (Konto) und im Haben
(Gegenkonto) erfasst wird.

Die Bücher der Buchführung können in Grundbuch (Journal), Hauptbuch 
(Sachkonten) und Nebenbücher unterteilt werden. Im Grundbuch (Journal) 
werden die Buchungssätze anhand von Belegen chronologisch, d. h. in zeit-
licher Reihenfolge, erfasst. In das Hauptbuch werden alle Geschäftsvorfälle aus 
dem Grundbuch überführt und in einzelnen Konten der Finanzbuch haltung 
sachlich geordnet dargestellt (Sachkonten). Nebenbücher sind zur organisato-
rischen Ausgliederung von Teilbereichen des Hauptbuches gedacht, in denen 
Hauptbuchkonten näher erläutert werden, z. B. 

› das Anlagenbuch (Inventar): hier werden alle Änderungen des Anlage ver mö-
gens erfasst, 

› das Kontokorrentbuch (Personenkonten): es umfasst einerseits die Kredi-
toren (Lieferanten) und andererseits die Debitoren (Kunden) 

› die Lohn- und Gehaltsbuchhaltung: sie enthält die Buchungen zu den Ar-
beitsentgelten des Personals.

AUFGABEN

1. Prüfen Sie die folgenden Aussagen auf ihre Richtigkeit. Begründen Sie 
Ihre Antwort entsprechend.

a) Die Kosten-Leistungsrechnung bildet die Basis des betrieblichen 
Rechnungswesens.

b) Alle Teilbereiche des betrieblichen Rechnungswesens müssen von 
einem Unternehmer erfüllt werden.

c) Die Finanzbuchführung ist die Basis für die Ermittlung der Besteu-
erungsgrundlagen durch das Finanzamt.

d) Die Statistik als Teilbereich des betrieblichen Rechnungswe-
sens versucht zukünftige Entwicklungen abzuschätzen, um 
Unternehmens abläufe zu optimieren.

e) Die Finanzbuchführung erfasst nur die betrieblichen Geschäfts-
vorfälle zur Ermittlung des Betriebsergebnisses.

2. Nennen und erläutern Sie kurz die einzelnen Bereiche des betrieb-
lichen Rechnungswesens.

Kap. 3.2 ›
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3. Nennen Sie drei Adressaten der Finanzbuchführung. Gehen Sie in die-
sem Zusammenhang auch auf die Aufgaben der Finanzbuchführung 
hinsichtlich der genannten Adressaten ein.

4. Erklären Sie, warum die Finanzbuchführung Prozesscharakter hat. 
Wenden Sie Ihre Ausführungen auf einen Ihnen bekannten Teilpro-
zess in der Praxis in Ihrem Steuerbüro an.

5. Inwiefern kann das 4-Seiten-Modell nach Friedemann Schulz von Thun 
Ihnen helfen, betriebliche Kommunikation zu verbessern?

6. Definieren Sie den Begriff Doppik und geben Sie in diesem Zusam-
menhang die verschiedenen Bücher der Finanzbuchführung an.
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2  PFLICHTEN IM RAHMEN 
DER FINANZBUCHHALTUNG 
KENNENLERNEN

Aufgrund der verschiedenen Interessen der jeweiligen Adressaten an einer 
ordnungsgemäßen Erfassung aller Geschäftsvorfälle eines Unternehmens ist 
es notwendig, dass als Basis einheitliche Regelungen zur Ermittlung des Unter-
nehmenserfolges herangezogen werden können. 

Grundlegende gesetzliche Vorschriften zur Buchführung für Kaufleute sind im 
Handelsgesetzbuch (HGB) verankert. Das dritte Buch des HGB ist in verschie-
dene Abschnitte unterteilt. 

Der erste Abschnitt (§§ 238–263 HGB) enthält grundlegende Vorschriften für 
alle Kaufleute.

Der zweite Abschnitt (§§ 264–355 HGB) umfasst ergänzende Vorschriften für 
Kapitalgesellschaften, wie z. B. die GmbH oder die AG.

Der dritte Abschnitt (§§ 336–339 HGB) beinhaltet ergänzende Vorschriften 
für eingetragene Genossenschaften.

2.1 Buchführungsp� icht

2.1.1 Handelsrechtliche Buchführungsp� icht

Die handelsrechtliche Buchführungs-
pflicht ergibt sich aus § 238 (1) HGB. 
Somit ist grundsätzlich jeder Kaufmann
gesetzlich verpflichtet, Bücher zu führen. 

Durch die Definition des Begriffes 
„Kaufmann“ erfolgt eine Abgrenzung 
zwischen Kaufleuten und der damit 
einhergehenden Anwendung des Han-
delsrechts und zwischen Privatleuten. 

Die Kaufmannseigenschaft gem. HGB kann in drei Ausprägungen  unterschieden 
werden. Die Einteilung dieser drei Varianten hat Einfluss auf den Beginn der 
Kaufmannseigenschaft – durch die Wirkung der Eintragung in das Handels-
register des Unternehmens – und somit auf den Zeitpunkt, ab wann der Ver-
pflichtung zur Buchführung nachzukommen ist.
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§ 238 HGB ›

§§ 238 HGB

Jeder Kaufmann ist verp� ichtet, 
Bücher zu führen und in diesen 
seine Handels geschäfte und die 
Lage seines Vermögens nach den 
Grundsätzen ordnungsmäßiger
 Buchführung ersichtlich zu machen.

[...]
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265

UMSATZSTEUERRECHTLICHE 
 SACHVERHALTE BEARBEITEN
Die Schülerinnen und Schüler verfügen über die Kompetenz, unter Berücksichtigung des Umsatzsteuergeset-
zes, umsatzsteuerrelevante Sachverhalte der Mandantinnen und Mandanten zu erfassen und Umsatzsteuer-
erklärungen zu erstellen.

 Das werden Sie hier lernen ... 

› Überblick über das Allphasen-Nettoumsatz-
steuersystem

› Ermittlung der Umsatzsteuer

› Kenntnis der Arten der steuerbaren 
Umsätze

› Prüfung der Tatbestandsmerkmale der 
entgeltlichen Lieferungen und sonstigen 
Leistungen

› Prüfung der Tatbestandsmerkmale von 
unentgeltlichen Leistungen

› Bestimmung des Ortes der Lieferung und 
sonstigen Leistung

› Steuerfreie Umsätze

› Arten der Bemessungsgrundlagen

› Steuersätze

› Steuerberechnung

› Erstellung von Umsatzsteuererklärungen und 
Umsatzsteuervoranmeldungen

› Vorsteuern
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267266 1 Einführung in die Umsatzsteuer

1  EINFÜHRUNG IN DIE 
UMSATZSTEUER

1.1 Wesen und Bedeutung der Umsatzsteuer

Die Umsatzsteuer (USt) ist neben der Einkommensteuer 
die wichtigste Einnahmequelle des Bundes und der Län-
der. Ihr Aufkommen betrug 2021 rund 250,8 Mrd. €. Das 
entspricht ca. 30 % des Gesamtsteueraufkommens von 
833,15 Mrd. €. Das Aufkommen an Umsatzsteuer steht 
dem Bund und den Ländern gemeinsam zu. Außerdem 
erhalten die Gemeinden einen geringen Anteil am USt-
Aufkommen.

1975

27,0

56,1
75,5

140,8

180,0

209,9
226,4 234,8

243,3

219,5

250,8

1985 1990 2000 2010 2015 2017 2018 2019 2020 2021

Umsatzsteueraufkommen in der Bundesrepublik Deutschland in den Jahren 1975 bis 2021 
(alle Angaben in Mrd. €)

Die Umsatzsteuer ist eine indirekte Steuer, weil Steuerschuldner und Steuer-
träger nicht identisch sind. Eine direkte Erhebung beim Endverbraucher ist tech-
nisch unmöglich. Die Umsatzsteuer wird vom Steuerschuldner (Unternehmen) 
auf den Steuerträger (Konsumenten) abgewälzt, indem sie auf die verkauften 
Waren und Dienstleistungen erhoben und an das Finanzamt abgeführt wird. 
Der Verbraucher trägt jedoch die eigentliche Steuerlast (Steuerdestinatar).

Die Erhebung der Umsatzsteuer beeinflusst den Konsum von Gütern und 
Dienstleistungen, indem der Umsatz (wirtschaftlicher Verkehrsvorgang) dieser 
Leistungen besteuert wird (Verkehrsteuer). In ihrer wirtschaftlichen Wirkung 
entspricht die Umsatzsteuer einer „Verbrauchsteuer im Gewand einer Ver-
kehrsteuer“.

Die Umsatzsteuer zählt zu den Gemeinschaftsteuern, da ihr Aufkommen dem 
Bund, den Ländern und in geringem Umfang den Gemeinden zufließt. Der 
Bund erhielt 2021 vom USt-Aufkommen 45,1 %, die Länder 51,2 % und die 
Gemeinden 3,7 %.
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Die Umsatzsteuer ist eine Veranlagungsteuer. Der Unternehmer hat 
nach Ablauf eines Kalenderjahres eine Steuererklärung beim Finanz-
amt einzureichen. Aufgrund der eingereichten Steuererklärung nimmt 
das Finanzamt die Veranlagung vor. Die Umsatzsteuer ist dabei durch 
den Unternehmer selbst zu berechnen. Ein Steuerbescheid ergeht nur, 
wenn das Finanzamt von der Erklärung abweicht.

Da die Umsatzsteuer auf allen Wirtschaftsstufen (Urerzeugung, Weiterver-
arbeitung, Großhandel und Einzelhandel) vom Nettoumsatz abzüglich Vor-
steuer erhoben wird, bezeichnet man sie auch als Allphasen-Netto-Umsatz-
steuer mit Vorsteuerabzug.

Die Umsatzsteuer weist in steuersystematischer Hinsicht folgende Merkmale 
auf:

Merkmal der Umsatzsteuer Charakteristik und Beschreibung

Indirekte Steuer Steuerschuldner und Steuerträger sind verschiedene Personen. 
Die Steuer wird auf den Endverbraucher abgewälzt.

Verkehrsteuer Die Umsatzsteuer ist eine Verkehrsteuer, da sie wirtschaftliche Verkehrs-
vorgänge (z. B. Lieferung von Waren) erfasst.

Gemeinschaftsteuer Die Umsatzsteuer ist eine Gemeinschaftsteuer, weil sie dem Bund, den 
Ländern und den Gemeinden zufließt.

Veranlagungsteuer Die Steuer für ein Kalenderjahr wird nach Maßgabe der Steuererklärung 
des Steuerpflichtigen festgesetzt (Veranlagung).

Allphasen-Netto-Umsatz-
steuer

Die Umsatzsteuer wird auf allen Wirtschaftsstufen vom Nettoumsatz 
abzüglich Vorsteuer erhoben. 

1.2 Rechtsgrundlagen der Umsatzsteuer

Bei der Umsatzsteuer handelt es sich um eine harmonisierte Steuer in der EU. 
Die Harmonisierung hat ihren Niederschlag in der Mehrwertsteuer-System-
richtlinie, gültig ab 01.01.2007, gefunden. Die Richtlinie ist kein geltendes 
Recht in Deutschland, sie verpflichtet lediglich die Mitgliedstaaten, das natio-
nale Umsatzsteuerrecht richtlinienkonform auszugestalten.

Die rechtlichen Grundlagen der Umsatzsteuer ergeben sich im Wesentlichen 
aus dem Umsatzsteuergesetz (UStG), der Umsatzsteuer-Durchführungsver-
ordnung (UStDV) und dem Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE). Die 
Umsatzsteuer-Richtlinien (UStR) wurden zum 01.11.2010 aufgehoben und 
durch den UStAE ersetzt. Das Umsatzsteuergesetz ist ein Bundesgesetz. Nach 
Art. 105 Abs. 2 des Grundgesetzes hat der Bund die konkurrierende Gesetz-
gebung über die Umsatzsteuer. 

Beim Umsatzsteuergesetz und der Umsatzsteuer-Durchführungsverordnung 
liegen Rechtsnormen vor, die bindend für Bürger, Gerichte und Verwaltungen 
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269268 1 Einführung in die Umsatzsteuer

sind. Im Gegensatz hierzu handelt es sich beim Umsatzsteuer-Anwendungs-
erlass um Verwaltungsvorschriften, die Zweifels- und Auslegungsfragen be-
handeln, um eine einheitliche Rechtsanwendung zu gewährleisten. Sie binden 
nur die Finanzbehörden und stellen keine Rechtsgrundlage dar.

Rechtsgrundlagen rechtliche Bindung

UStG Rechtsnorm, bindend für alle Bürger, Gerichte und Verwaltungen

UStDV Rechtsnorm, bindend für alle Bürger, Gerichte und Verwaltungen

UStAE Verwaltungsvorschrift binden nur die Finanzbehörden. Sie dienen 
der einheitlichen Rechtsanwendung. 

1.3 System der Umsatzsteuer

Bei dem in Deutschland angewendeten Umsatzsteuersystem handelt es 
sich um eine Allphasen-Netto-Umsatzsteuer mit Vorsteuerabzug. Mit 
Hilfe des Vorsteuerabzugs wird erreicht, dass auf jeder Wirtschaftsstufe 
lediglich die tatsächliche Wertsteigerung – der Mehrwert – besteuert 
wird. Für Unternehmen ist die Umsatzsteuer ein durchlaufender Posten 
und somit gewinnneutral. Wirtschaftlich trägt der Endverbraucher die 
eigentliche Steuerlast.

Begriff Erläuterung

Allphasensteuer Die USt wird auf allen Wirtschaftsstufen (Urerzeugung, Weiter-
verarbeitung, Großhandel, Einzelhandel) erhoben.

Netto umsatzsteuer Die USt wird immer vom Nettowert erhoben, dabei wird nur der 
jeweilige Mehrwert (= Wertschöpfung) besteuert.

Traglast Mit der Umsatzsteuertraglast bezeichnet der Gesetzgeber die 
Steuer, die ein Unternehmer auf seine Ausgangsumsätze erheben 
muss (Ausgangsrechnungen).

Vorsteuer Hat der leistende Unternehmer Leistungen von einem Vorliefe-
ranten erhalten, so kann er die ihm in Rechnung gestellte USt 
(Eingangsrechnungen) als Vorsteuer von der zu zahlenden Um-
satzsteuer abziehen oder vom Finanzamt (FA) zurückverlangen. 

Zahllast (Umsatz-
steuerschuld)

Zahllast ist die Differenz zwischen Umsatzsteuertraglast und Vor-
steuern eines Abrechnungszeitraums. Sie ist vom Unternehmer 
an das Finanzamt abzuführen. Ist die Vorsteuer größer als die 
USt-Traglast, ergibt sich ein Vorsteuerguthaben.

Allphasen-Netto-
Umsatzsteuer mit 
Vorsteuerabzug 
(geltendes 
System)

Auf jeder Wirtschaftsstufe wird die Umsatzsteuer erhoben. Durch 
den Vorsteuerabzug wird auf jeder Stufe nur die Wertschöpfung 
(Mehrwert) mit Umsatzsteuer belegt.
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Der Urerzeuger A (Unternehmer) liefert Rohstoffe für 
1.680,00 € + 19 % USt an den Hersteller B. Dabei hat 
A selbst keine Vorlieferanten und demzufolge ist auch 
keine Vorsteuer gezahlt worden. Der Hersteller B pro-
duziert aus den Rohstoffen eine Ware und veräußert 
sie für 1.940,00 € + 19 % USt an den Großhändler C. Der Großhändler lie-
fert die Ware weiter an den Einzelhändler D für 2.880,00 € + 19 % USt. Der 
Einzelhändler verkauft die Ware an einen Endverbraucher für 5.060,00 € 
einschließlich 19 % USt. Zeichnen Sie ein Phasenschema und berechnen Sie 
die Umsatzsteuer (Traglast), den Vorsteuerabzug, die Umsatzsteuerschuld 
(Zahllast) und die Wertschöpfung (Mehrwert)!

Lösung:

A B C D E

1. Stufe 2. Stufe 3. Stufe 4. Stufe Summe

Nettopreis 1.680,00  1.940,00 2.880,00 4.252,10

+ 19 % USt 319,20 368,60 547,20 807,90

Bruttopreis 1.999,20  2.308,60 3.427,20 5.060,00

Mehrwert
(Wertschöpfung)

1.680,00 260,00 940,00 1.372,10 4.252,10

USt-Traglast 319,20 368,60 547,20 807,90 2.042,90

– Vorsteuer 0,00 319,20 368,60 547,20 1.235,00

= Zahllast 319,20 49,40 178,60 260,70 807,90
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271270 1 Einführung in die Umsatzsteuer

1.4 Schema zur Ermittlung der Umsatzsteuer

Umsätze

› Lieferungen und sonstige Leistungen
› Unentgeltliche Wertabgaben
› Innergemeinschaftliche Erwerbe
› Einfuhr

Prüfung der Tatbestandsmerkmale

Tatbestandsmerkmale nicht erfülltTatbestandsmerkmale erfüllt

Nicht steuerbare Umsätze
(es entsteht keine USt)

Steuerbare Umsätze im Inland

Steuerp�ichtige UmsätzeSteuerfreie Umsätze

ohne Option
(es entsteht
keine USt)

mit Option
(§ 9 UStG)

Bemessungsgrundlage § 10 UStG

Steuersatz (§ 12 UStG)

∙

=

Umsatzsteuer (Traglast)

–

Vorsteuer (§ 15 UStG)

=

Umsatzsteuerschuld (Zahllast)
oder Vorsteuerguthaben
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271270 1.4 Schema zur Ermittlung der Umsatzsteuer
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AUFGABEN

 1.  Prüfen Sie folgende Aussagen auf Richtigkeit. Die Antwort ist jeweils 
zu begründen.
(1)  Die Umsatzsteuer ist eine direkte Steuer, weil Steuerschuldner 

und Steuerträger identisch sind.
(2)  Die Umsatzsteuer ist eine Allphasen-Netto-Steuer, da sie auf allen 

Wirtschaftsstufen vom Nettoumsatz abzüglich Vorsteuer erhoben 
wird.

(3)  Unter USt-Traglast versteht man die Steuer, die ein Unternehmer 
in seinen Ausgangsrechnungen ausweist.

(4)  Beim Umsatzsteuer-Anwendungserlass (UStAE) handelt es sich 
um Rechtsnormen, die für alle Bürger und die Finanzverwaltung 
bindend sind.

(5)  Erfüllt ein Unternehmer die Tatbestandsmerkmale für eine Liefe-
rung im Inland nicht, ist der Umsatz steuerfrei.

(6)  Liegt in einem Abrechnungszeitraum die Vorsteuer über der USt-
Traglast, hat der Steuerpflichtige eine Forderung gegenüber dem 
 Finanzamt.

 2. Welche Rechtsnormen muss das Finanzamt bei der Bearbeitung um-
satzsteuerlicher Sachverhalte beachten?

 3. Wie unterscheiden sich UStG und UStAE?

 4. Nennen Sie wichtige Merkmale der Umsatzsteuer!

 5. Warum ist die Umsatzsteuer eine indirekte Steuer?

 6. Erklären Sie das Allphasen-Nettoumsatzsteuersystem!

 7. Erklären Sie die Nachteile der Allphasen-Bruttoumsatzsteuer!

 8. Welche Bedeutung kommt dem Vorsteuerabzug zu?

 9. Was versteht man unter einem steuerfreien Umsatz?

10. Was versteht man unter einem steuerpflichtigen Umsatz? 
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273272 2 Steuerbare Leistungen

2 STEUERBARE LEISTUNGEN

2.1  Übersicht über die Arten der steuerbaren 
Leistungen (§ 1 UStG)

  
  

 

Steuerbare Umsätze

Leistungen
Leistungen = Oberbegriff zu 

Lieferungen und sonstige 
Leistungen

Innergemeinschaftlicher
Erwerb

(aus dem übrigen
Gemeinschaftsgebiet)

Einfuhr
von Gegenständen im Inland

(aus Drittlandsgebieten)

§ 1 Abs. 1 Nr. 4 UStG

entgeltliche Leistungen
unentgeltliche Leistungen

(unentgeltliche Wertabgaben)

entgeltliche Lieferungen

› entgeltliche Lieferungen
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG

› Lieferungen i. S. des § 1 Abs. 1 
Nr. 1 UStG liegen u. a. auch in den 
folgenden Fällen vor, z. B. bei

 › Werklieferungen
 › innengemeinschaftlichen Lieferungen

 › �ktiven innergemeinschaftlichen 
Lieferungen (= innergemeinschaft-
liches Verbringen)

 › Ausfuhrlieferungen

entgeltliche sonstige Leistungen

› entgeltliche sonstige Leistungen
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 UStG

› eine sonstige Leistung i. S. des § 1 
Abs. 1 Nr. 1 UStG liegt u. a. auch in 
folgendem Fall vor, z. B. bei

 › Werkleistungen

unentgeltliche sonstige Lieferungen

› Entnahme von Gegenständen
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 3 Abs. 1b 
Satz 1 Nr. 1 UStG

› Gegenstandszuwendungen an das 
Personal
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 3 Abs. 1b 
Satz 1 Nr. 2 UStG

› andere unentgeltliche Zuwendungen
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 3 Abs. 1b 
Satz 1 Nr. 3 UStG

unentgeltliche sonstige Leistungen

› Private Verwendung (Nutzung) 
betrieblicher Gegenstände
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 3 Abs. 9a Nr. 1 UStG

› andere unentgeltliche sonstige 
Leistungen
§ 1 Abs. 1 Nr. 1 i. V. m. § 3 Abs. 9a Nr. 2 UStG
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273272 2.2 Leistungen 

L
E

R
N

F
E

L
D

 3

2.2 Leistungen 

Das Umsatzsteuergesetz verwendet den Begriff „Leis-
tung“ als Oberbegriff für Lieferungen und sonstige 
Leistungen. Das Gesetz selbst enthält keine Legaldefini-
tion des Begriffs. Eine Leistung im Sinn der Umsatzsteuer 
umfasst alles, was Gegenstand des Rechtsverkehrs sein 
kann (Abschn. 1.1 Abs. 3 Sätze 1 und 2 UStAE). Hierzu 
gehören Lieferungen von Gegenständen und sonstige 
Leistungen (Tun, Dulden und Unterlassen).

  
  

 

Steuerbare Umsätze

Lieferungen von Gegenständen
§ 3 Abs. 1 UStG

Sonstige Leistungen
(Tun, Dulden, Unterlassen)

§ 3 Abs. 9 Satz 1 UStG

z. B. ein Möbelhändler 
liefert einen Schrank

z. B. ein Steuerberater
berät einen Mandanten

Leistungen

MERKE

Die Unterscheidung der Leistungen ist notwendig, da der Gesetzgeber 
unterschiedliche Regelungen für Lieferungen und sonstige Leistungen hin-
sichtlich Leistungsort, Steuerbefreiungen und Steuersatz vorsieht. Keine 
Leistung im wirtschaftlichen Sinne ist die ausschließliche Entrichtung von 
Geld durch Geldzahlung oder Überweisung (Abschn. 1.1 Abs. 3 Satz 3 
§ UStAE).

2.2.1 Lieferungen

Lieferungen eines Unternehmers sind Leistungen, durch die 
er oder in seinem Auftrag ein Dritter einem Abnehmer die 
Verfügungsmacht an einem Gegenstand verschafft (§ 3 Abs. 1 
UStG).
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275274 2 Steuerbare Leistungen

Gegenstände der Lieferung

Zu den Gegenständen der Lieferung zählen nach Abschn. 3.1 Abs. 1 Satz 2 
UStAE:

Gegenstände der Lieferung

Körperliche Gegenstände Sachgesamtheiten sonstige Wirtschaftsgüter

Körperliche Gegenstände aller 
Art (Sachen wie Mobilien und 
Immobilien, Tiere)

›  für umsatzsteuerliche Zwecke 
empfiehlt sich folgende Unter-
scheidung:

›  neue Fahrzeuge i. S. d. § 1b 
Abs. 3 UStG: z. B. motorbe-
triebene Landfahrzeuge, 
Wasser- und Luftfahrzeuge 

› verbrauchsteuerpflichtige 
Waren i. S. d. § 1a Abs. 5 
Satz 2 UStG: z. B. Mineralöl, 
Alkohol, alkoholische 
Getränke und Tabakwaren

›  sonstige Gegenstände
(Gegenstände, die  keine 
 neuen Fahrzeuge und 
 verbrauchsteuerpflichtigen 
Waren sind): alle restlichen 
Gegenstände wie z. B.  Tex-
tilien, Möbel, Computer etc. 

Zusammenfassung mehrerer 
selbstständiger Gegenstände zu 
einem einheitlichen Ganzen

›  wirtschaftlich gesehen liegt ein 
eigenes (anderes) Wirtschafts-
gut vor, z. B.

› Kaffeeservice

› Warenlager

› Geschenkkorb

› Blumenstrauß

Wirtschaftsgüter, die im 
Geschäftsleben wie körperliche 
Gegenstände behandelt werden

› hierzu gehören z. B.

› Elektrizität

› Wärme

› Wasserkraft

MERKE

Keine Gegenstände im Sinne des § 3 Abs. 1 UStG sind Rechte (im Ge-
gensatz zum BGB). Die Übertragung von Rechten stellt nach Abschn. 3.1 
Abs. 1 Satz 5 UStAE eine sonstige Leistung dar.

Verfügungsmacht

Die Übertragung der Verfügungsmacht nach § 3 Abs. 1 UStG setzt voraus, 
dass ein Abnehmer über einen Gegenstand wirtschaftlich verfügen kann. Der 

Abnehmer muss in der Lage sein, mit dem Gegenstand nach 
Belieben zu verfahren und ihn wie ein Eigentümer zu nutzen 
und veräußern zu können (Abschn. 3.1 Abs. 2 Satz 2 UStAE). 

Zivilrechtlich erfolgt die Übertragung des Eigentums (Ver-
fügungsmacht) mit der umsatzsteuerlichen Lieferung. Dabei 
ist zu beachten, dass die Verschaffung der Verfügungsmacht ©
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375

EINKOMMENSTEUERERKLÄRUNGEN 
VON BESCHÄFTIGTEN ERSTELLEN
Die Schülerinnen und Schüler besitzen die Kompetenz, die Einkommensteuer von Beschäftigten zu 
 ermitteln und die Einkommensteuererklärung zu erstellen.

 Das werden Sie hier lernen ... 

› Stellung der Einkommensteuer einordnen

› Einkommensteuerp� icht beurteilen

› Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit ermitteln

› Gesamtbetrag der Einkünfte berechnen

› Ermittlung des zu versteuernden Einkommens darlegen

› Ermittlung der Einkommensteuer festlegen
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377376 1 Stellung der Einkommensteuer einordnen

1  STELLUNG DER 
EINKOMMENSTEUER EINORDNEN

1.1  Wesen und Bedeutung der Einkommensteuer

Einer der wichtigsten Einnahmequellen des 
Staates  ist die Einkommensteuer. Betrachtet 
man die Einkommensteuer und die dazuge-
hörige Lohnsteuer gemeinsam, erwirtschaf-
ten diese Steuerarten ca. 40 % des jährlichen 
deutschen Haushaltseinkommens. Da durch 
kann man diese beiden Arten der Steuern 
als stärkste Einkommenssäule des deutschen 
Haushalts bezeichnen.

Die Einkommensteuer ist eine direkte Steuer und setzt sich aus verschiedens-
ten Einkunftsarten und Steuerarten zusammen. Entweder wird die Einkom-
mensteuer durch Steuerabzug (z. B. Lohnsteuer, Kapitalertragsteuer) oder 
bei der jährlichen Veranlagung (z. B. Einkünfte aus Gewerbebetrieb, selbst-
ständiger Arbeiter) erhoben. Dadurch ergibt sich, dass bei Angestellten der 
Arbeitgeber die Lohnsteuer automatisch an das Finanzamt abführt, wohinge-
gen Selbstständige diese selbst an das Finanzamt zahlen müssen. In welcher 
Höhe der Steuerpflichtige Einkommensteuer zahlen muss, bemisst sich an der 
gerechten Verteilung der Steuerlast, welche auch Leistungsfähigkeitsprinzip
genannt wird. Dabei wird die wirtschaftliche Leistungspflicht der natürlichen 
Person (Familienstand, Kinder, Alter, Krankheit etc.) beachtet. Grundsätzlich 
kann man sagen, wer ein hohes Einkommen hat, muss i. d. R. mehr Steuern 
im jeweiligen Kalenderjahr bezahlen als eine Person mit einem geringeren Ein-
kommen. Die Einkommensteuer wird gemäß Grundgesetz auf Bund, Länder 
und Gemeinden verteilt, damit der Staat durch diese Einnahmen, Ausgaben 
für die soziale Sicherung, die innere und die äußere Sicherheit sowie Bildung, 
Gesundheit und Verkehr tätigen kann, die dem Gemeinwohl zugutekommen.

Die Einkommensteuer kann in vier wesentliche Aspekte eingeordnet werden:

Direkte Steuer Steuerschuldner und Steuerträger sind identisch.

Personensteuer Die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit des Steuerschuldners wird 
individuell beachtet.

Besitzsteuer Die Besteuerungsgrundlage ist das zu versteuernde Einkommen 
des steuerp� ichtigen.

Gemeinschaft-
steuer

Das Aufkommen � ießt dem Bund, den Ländern, und Gemeinen 
zu.
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377376 1.2 Die Rechtsgrundlagen des Einkommensteuerrechts
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1.2  Die Rechtsgrundlagen des 
Einkommensteuerrechts

Einkommensteuer-
gesetz (EStG)

  

Einkommensteuer-
durchführungs-

verordnung (EStDV)

Einkommensteuer-
richtlinien (EStR)

Lohnsteuerrichtlinien 
(LStR)

Einkommensteuer-
hinweise (EStH)

Lohnsteuerdurch-
führungsverordnung 

(LStDV)

Grundlage zur Erhebung der Einkommensteuer ist das Einkommensteuer-
gesetz (EStG), Nebengesetze, Verordnungen und Verwaltungsanweisungen.

Das Einkommensteuergesetz ist ein Bundesgesetz und hat seinen Ursprung 
aus Art. 105 des Grundgesetzes. Da die Einkommensteuer dem Bund und den 
Ländern zusteht, handelt es sich um eine konkurrierende Gesetzgebung, bei 
der immer der Bundesrat zustimmen muss.

Wichtig zu beachten ist, dass Gesetze (EStG) und Durchführungsverordnun-
gen (EStDV, LStDV) Rechtsnormen darstellen, die bindend für Bürger,  Gerichte 
und Verwaltung sind. Richtlinien (EStR, LStR) und Hinweise (EStH) hingegen 
stellen Verwaltungsvorschriften dar, die in Auslegungsfragen nur von Finanz-
behörden beachtet werden müssen, um die einheitliche Rechtsanwendung zu 
gewährleisten

§Art. 105 GG

(1) Der Bund hat die ausschließliche Gesetz gebung über die Zölle und Finanz-
monopole.
(2) Der Bund hat die konkurrierende Gesetz gebung über die Grundsteuer. Er hat 
die konkurrierende Gesetzgebung über die übrigen Steuern, wenn ihm das Auf-
kommen dieser Steuern ganz oder zum Teil zusteht [...]
(3) [...]

MERKE

Rechtsnormen binden Bürger, Gerichte und Verwaltung und Richtlinien
und Hinweise binden nur die Verwaltung.

‹ Art. 105 GG
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379378 1 Stellung der Einkommensteuer einordnen

1.3 Umfang der Besteuerung

Um die tarifliche Einkommensteuer zu ermitteln, muss 
die Summe aller Einkunftsarten gebildet werden und Ab-
zugsbeträge bzw. Erstattungsbeträge beachtet werden.

Ermittlung des zu versteuernden Einkommens

› Einkünfte aus Land- und Forstwirtschaft (§ 13 EStG)

› Einkünfte aus Gewerbebetrieben (§ 15 EStG)

› Einkünfte aus selbstständiger Arbeit (§ 18 EStG)

› Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit (§ 19 EStG)

› Einkünfte aus Kapitalvermögen (§ 20 EStG) 
(Seit 2009 erfolgt die Hinzurechnung der Kapitaleinkünfte nur auf Antrag!)

› Einkünfte aus Vermietung u. Verpachtung (§ 21 EStG)

› sonstige Einkünfte (§ 22 EStG)

= Summe der Einkünfte – S. d. E. (§ 2 Abs. 1 und 2 EStG)

– Altersentlastungsbetrag (§ 24a EStG)

– Entlastungsbetrag für Alleinerziehende (§ 24b EStG)

– Freibetrag für Land- und Forstwirte (§ 13 Abs. 3 EStG) 

= Gesamtbetrag der Einkünfte – G. d. E. (§ 2 Abs. 3 EStG)

– Verlustabzug (§ 10d EStG)

– Sonderausgaben (§§ 10, 10a, 10b, 10c EStG)
 (Sonderausgaben, die keine Vorsorgeaufwendungen sind/Vorsorgeaufwendungen)

– außergewöhnliche Belastungen (§§ 33, 33a, 33b EStG) 
 (außergewöhnliche Belastungen allgemeiner Art [§ 33 EStG]/außergewöhnliche Belastungen in beson-
deren Fällen [§§ 33a, 33b EStG])

+ Erstattungsüberhänge, z. B. bei der KiSt (§ 10 Abs. 4b Satz 3 EStG)

= Einkommen (§ 2 Abs. 4 EStG)

– Freibeträge für Kinder – falls günstiger als Kindergeld (§§ 31, 32 Abs. 6 EStG)

– Härteausgleich (§ 46 Abs. 3 EStG, § 46 Abs. 5 EStG i. V. mit § 70 EStDV)

= zu versteuerndes Einkommen – z. v. E. (§ 2 Abs. 5 EStG)

Anwendung des Einkommensteuertarifs (Grundtabelle oder Splittingtabelle)

EINKOMMENSTEUER

Gewinneinkünfte

Überschuss-
einkünfte
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379378 1.3 Umfang der Besteuerung
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AUFGABEN

1. Prüfen Sie folgende Aussagen auf Richtigkeit. Die Antwort ist jeweils 
zu begründen.

(1) Die Einkommensteuer und die Lohnsteuer erwirtschaften ca. 40 % 
des jährlichen Staatseinkommens.

(2) Die Einkommensteuer ist eine direkte Steuer, weil Steuerschuldner 
und Steuerträger nicht identisch sind.

(3) Die BeVaBe OHG muss die Einkommensteuerrichtlinien beachten.

(4) Die Summe der Einkünfte stimmt mit dem zu versteuernden Ein-
kommen überein.

(5) Freibeträge für Kinder müssen, bevor das Einkommen gem. § 2 
Abs. 4 EstG ermittelt wird, berücksichtigt werden.

(6) Der Bund erlässt alle Steuergesetze und kann über jede Änderung 
allein entscheiden.

(7) Die Höhe der Steuerp� icht bemisst sich an der wirtschaftlichen 
Leistungsp� icht einer natürlichen Person.

(8) Das Steueraufkommen der Bundesrepublik Deutschland � ießt 
dem Bund, den Ländern und Gemeinden zu.

(9) Rechtsnormen und Richtlinien binden Bürger, Gerichte und Ver-
waltung, Hinweise jedoch binden nur die Verwaltung.

2. Erläutern Sie die vier wesentlichen Aspekte der Einkommensteuer.

3. Welche Rechtsnormen muss das Finanzamt bei der Bearbeitung einer 
Einkommensteuererklärung beachten?

4. Erklären Sie den Begriff „Leistungsfähigkeitsprinzip“ und stellen Sie 
dabei dar, warum die wirtschaftliche Leistungspflicht einer natürlichen 
Person wichtig ist.

5. Stellen Sie die Einkunftsarten in einer übersichtlichen Darstellung (mit 
Paragrafen) dar, welche zu der „Summer der Einkünfte“ zählen.

6. Worin unterscheiden sich die Gewinneinkünfte von den Überschuss-
einkünften.
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381380 2 Einkommensteuerp� icht beurteilen

2  EINKOMMENSTEUERPFLICHT 
BEURTEILEN

Das Entstehen einer Einkommensteuerschuld setzt eine persönliche und sach-
liche Steuerpflicht voraus.

Welche Personen fallen unter 
das Einkommensteuergesetz?

Welche Einkünfte unterliegen 
dem Einkommensteuergesetz?

Einkommensteuer-

Sachliche
Steuerp�icht

Persönliche
Steuerp�icht

 

2.1  Persönliche und sachliche Steuerp� icht

Einer persönlichen Steuerpflicht können nur natürliche Personen, unabhängig 
von ihrer Staatsangehörigkeit, unterliegen. Dabei wird zwischen der unbe-
schränkten und der beschränkten Einkommensteuerpflicht unterschieden.

erweiterte unbe- 
schränkte Einkommen- 

§ 1 Abs. 2 EStG

schränkte Einkommen- 

§ 1 Abs. 3 EStG

unbeschränkte 
Einkommen- 

§ 1 Abs. 1 EStG

beschränkte 
Einkommen- 

§ 1 Abs. 4 EStG

§ 1 EStG ›
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381380 2.1 Persönliche und sachliche Steuerp� icht
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MERKE

Die Prüfung der persönlichen Steuerp� icht umfasst, welcher Personen-
kreis (WER) besteuert werden darf.

2.1.1 Unbeschränkte Einkommensteuerp� icht

Unbeschränkt einkommensteuerpflichtig gem. § 1 Abs. 1 EStG ist jede:

› natürliche Person, die

› einen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt im Inland hat.

Dabei werden sämtliche Einkünfte, die im In- und Ausland erzielt werden zur 
Einkommensteuer berücksichtigt (Welteinkommensprinzip).

DOPPELBESTEUERUNGSABKOMMEN (DBA)

Wenn ein Steuerp� ichtiger unbeschränkt einkommensteuerp� ichtig ist und 
inländische und ausländische Einkünfte hat, werden grundsätzlich beide 
Einkünfte im Inland versteuert. Dabei werden auch die ausländischen Ein-
künfte im Ursprungsland versteuert und es kommt zur Doppelbesteuerung. 
Zur Vermeidung einer solchen doppelten Belastung/mehrfachen Besteue-
rung besteht in vielen Staaten ein Doppelbesteuerungsabkommen (DBA). 
Mithilfe der Freistellungsmethode werden die ausländischen Einkünfte von 
der inländischen Besteuerung ausgenommen. Eine andere Möglichkeit ist 
die Anrechnungsmethode. Hierbei werden ausländisch gezahlte Steuern 
ganz oder teilweise auf die inländischen Steuern angerechnet.

› Natürliche Person

Natürliche Personen sind alle lebenden 
Menschen. Somit beginnt die Steuer-
pflicht mit Vollendung der Geburt und 
endet mit dem Tod. Andere Aspekte wie 
z. B. das Geschlecht, Staatsangehörigkeit, 
Alter, Herkunft einer Person sind un-
erheblich.

Juristische Personen sind keine natür-
lichen Personen (z. B. GmbH, AG). Sie 
unterliegen nicht der Einkommensteuer, 
sondern der Körperschaftssteuer.

Bei Personengesellschaften (z. B. OHG, 
KG) unterliegt die Gesellschaft nicht der Einkommensteuer. Vielmehr muss 
der Gesellschafter (natürliche Person) seine erwirtschafteten Einkünfte aus 
der Gesellschaft der Einkommensteuer unterwerfen.

‹ §  1 Abs. 1 EStG
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383382 2 Einkommensteuerp� icht beurteilen

HINWEIS

Sollte eine Steuerp� icht vor dem Tod entstanden sein, geht die Verp� ich-
tung auf den Rechtsnachfolger (Erben) über.

Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Inland

Inland umfasst das gesamte Staatsgebiet der 
Bundesrepublik Deutschland. Zusätzlich zäh-
len zum Inland auch zustehende Anteile der 
Bundesrepublik Deutschland an der aus-
schließlichen Wirtschaftszone und am 
Festland sockel (§ 1 Abs. 1 S. 1 Nr. 1 und 2 
EStG). Darunter fallen die Naturschätze des 
Meeres grundes bzw. Meeresuntergrundes oder über dem Gewässer erforsch-
te oder ausgebeutete Teile.

Einen Wohnsitz hat jemand dort, wo er eine Wohnung unter Umständen in-
nehat, die darauf schließen lässt, dass er die Wohnung beibehalten und nut-
zen wird. Die Wohnung ist jeder objektiv zum Wohnen geeignete Raum. Dies 
könnte nicht nur eine Wohnung oder Haus sein, sondern auch ein möbliertes 
Zimmer, eine Unterkunft in einer Gemeinschaftsbaracke, Kaserne, ein Ferien-
haus, eine Zweitwohnung etc. sein.

Eine Wohnung hat inne, wer tatsächlich über sie verfügen kann und sie als 
Bleibe nicht nur vorübergehend benutzt. Das Innehaben im steuerrechtlichen 
Sinne ist unabhängig von der Meldepflicht im Sinne der melderechtlichen Vor-
schriften.

BEISPIEL

Lukas Schneider, 28 Jahre, wohnt mit seiner Freundin in Neustadt an der 
Weinstraße. Er ist angestellter Steuerberater.

Lösung:

Lukas Schneider ist im Inland nach § 1 Abs. 1 EStG unbeschränkt einkom-
mensteuerpflichtig, weil er eine natürliche Person ist, die im Inland ihren 
Wohnsitz (Neustadt an der Weinstraße) hat.

Den gewöhnlichen Aufenthalt hat jemand dort, wo er sich unter Umständen 
aufhält, die erkennen lassen, dass er an diesem Ort nicht nur vorübergehend 
verweilt. Dies liegt vor, wenn eine Person sich mehr als sechs  Monate im In-
land aufhält. Eine kurzfristige Unterbrechung durch Urlaub und Familienheim-
fahrten sind ohne Bedeutung. Kein gewöhnlicher Aufenthalt liegt vor, wenn 
der Aufenthalt ausschließlich zu Besuchs-, Erholungs- oder Kurzwecken dient 
und nicht länger als ein Jahr dauert.
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383382 2.1 Persönliche und sachliche Steuerp� icht
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HINWEIS

Eine natürliche Person kann gleichzeitig mehrere Wohnsitze, aber jeweils 
nur einen gewöhnlichen Aufenthalt haben.

BEISPIEL

So� a Moreau ist Angestellte eines französischen Modelabels. Sie hat ihren 
Wohnsitz in Paris und arbeitet jedes Jahr von Februar bis einschließlich 
Oktober im Stuttgarter Zentrallager ihres Arbeitgebers. Während dieser 
Zeit ist sie in einem Hotel untergebracht.

Lösung:

So� a Moreau ist jedes Jahr von Anfang Februar bis Ende Oktober gem. 
§ 1 Abs. 1 EStG unbeschränkt einkommensteuerp� ichtig, da sie eine na-
türliche Person ist, die im Inland ihren gewöhnlichen Aufenthalt hat. Ein 
gewöhnlicher Aufenthalt ist nach § 9 Satz 2 AO anzunehmen, wenn ein 
zeitlich zusammenhängender Aufenthalt von mehr als 6 Monaten vorliegt.

Januar

Februar

Neun Monate

Oktober

Dezember

2.1.2 Erweiterte unbeschränkte Einkommensteuerp� icht

Die erweiterte unbeschränkte Einkommensteuerpflicht gem. § 1 
Abs. 2 EStG umfasst:

› deutsche Staatsangehörige, die 

› im Inland weder Wohnsitz noch gewöhnlichen Aufenthalt haben und 

› in einem Dienstverhältnis zu einer inländischen juristischen Person 
des öffentlichen Rechts stehen und dafür Arbeitslohn aus einer in-
ländischen öffentlichen Kasse beziehen

› sowie zu ihrem Haushalt gehörende Angehörige, die die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen oder keine Einkünfte oder nur Ein-
künfte beziehen, die ausschließlich im Inland einkommensteuer-
p� ichtig sind.

HINWEIS

Bei dem Dienst-
verhältnis muss 
es sich um ein 
aktives Dienstver-
hältnis handeln. 
Ein Pensionär in 
einem anderen 
Land wird erfasst.

‹ §  1 Abs. 2 EStG
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385384 2 Einkommensteuerp� icht beurteilen

Wie schon bei der unbeschränkten Einkom-
mensteuerpflicht werden auch bei der erwei-
terten unbeschränkten Einkommensteuer-
pflicht alle Einkünfte, die im In- und Ausland 
erzielt werden, zur Einkommensteuer berück-
sichtigt (Welteinkommensprinzip).

MERKE

Der Personenkreis der erweiterten unbeschränkten Steuerp� icht beinhaltet 
insbesondere entsandte deutsche Staatsangehörige, wie zum Beispiel ein 
Mitglied einer diplomatischen Mission oder einer konsularischen Vertretung.

BEISPIEL

Der deutsche Staatsangehörige Sven Burg, 37 Jahre, wohnt in Washing-
ton D.C. Er arbeitet als Botschafter für das Auswärtige Amt in Berlin in den 
Vereinigten Staaten von Amerika.

Lösung:

Sven Burg ist im Inland nach § 1 Abs. 2 EStG (erweitert) unbeschränkt 
einkommensteuerp� ichtig, da er die deutsche Staatsangehörigkeit be-
sitzt, keinen Wohnsitz in Deutschland hat und in einem Dienstverhältnis 
zu einer inländischen juristischen Person des öffentlichen Rechts steht und 
dafür Arbeitslohn aus einer inländischen öffentlichen Kasse bezieht.

2.1.3 Fiktive unbeschränkte Einkommensteuerp� icht

Eine fiktive unbeschränkte Einkommensteuerpflicht gem. § 1 Abs. 3 EStG 
kann bei einer natürlichen Person auf Antrag des Steuerpflichtigen impliziert 
werden, wenn:

› kein Wohnsitz oder gewöhnlicher Aufenthalt im Inland besteht und 

› inländische Einkünfte im Sinne des § 49 EStG bestehen.

Darüber hinaus müssen alle Einkünfte des Steuerpflichtigen mindestens zu 
90 % der deutschen Einkommensteuer unterliegen, alternativ dürfen die nicht 

der deutschen Einkommensteuer unterliegenden Einkünfte 
den Grundfreibetrag nach § 32a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 EStG nicht 
übersteigen. Der Freibetrag ist zu kürzen, soweit es nach den 
Verhältnissen im Wohnsitzstaat des Steuerpflichtigen not-
wendig und angemessen ist. Zudem muss die Höhe der nicht 
der deutschen Einkommensteuer unterliegenden Einkünf-
te durch eine Bescheinigung der zuständigen ausländischen 
Steuerbehörde nachgewiesen werden.
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§ 1 Abs. 3 EStG ›

HINWEIS

Grundfreibetrag nach Jahr

2020 → 9.408,00 €

2021 → 9.744,00 €

2022 → 10.347,00 €

2023 → 10.908,00 €
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